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Organisation von 
Generalversamm-
lungen 
 
Bezüglich der Durchfüh-
rung von Generalver-
sammlungen weist der 
Bundesrat auf die beste-
hende Möglichkeit des Ak-
tionärs hin, sich an der GV 
vertreten zu lassen, insbe-
sondere durch den unab-
hängigen Stimmrechtsver-
treter und den Organver-
treter. Betroffene Unter-
nehmen sollen ihren Aktio-
nären entsprechend emp-
fehlen, sich an der GV ver-
treten zu lassen, um so die 
Zahl der Teilnehmer zu re-
duzieren. 

Der Bundesrat weist aus-
serdem darauf hin, dass 
eine GV auch verschoben 
werden kann; bei der 
sechsmonatigen Frist zur 
Durchführung einer GV 
handelt es sich einzig um 
eine Ordnungsfrist. Auch 
Beschlüsse, die an einer 
verspätet durchgeführten 
GV gefasst werden, sind 
gültig. (Quelle: SECO)  
 
 
 
 
 
 
 
 

Formelle Vorausset-
zungen für Kurzar-
beit 

Für die gewöhnliche erste 
Abrechnung der Kurzarbeit 
benötigten die Ämter bis 
anhin diverse Unterlagen. 
Es macht Sinn, die Infor-
mationen zusammenzu-
stellen um sie bei Bedarf 
einreichen zu können und 
bei einer späteren Prüfung 
keine Rückzahlungen leis-
ten zu müssen. 

 Aufstellung der geleiste-
ten und verrechneten 
Mehr- bzw. Minusstun-
den der letzten sechs 
Monate von den einzel-
nen Mitarbeitenden 

 Angaben zu Betriebsfe-
rien 

 Angaben zum Arbeits-
zeitkalender, falls vor-
handen 

 Besteht ein Anschluss 
an einen GAV? Falls ja, 
zu welchem? 

 Aufstellung aller Feier-
tage pro Jahr inkl. An- 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

gaben zum Arbeits-
schluss vor einem Feier-
tag 

 An welchen Tagen arbei-
ten die Teilzeitmitarbei-
tenden und wie viele 
Stunden pro Tag? Sind 
die Einsätze fix geregelt 
oder können diese vari-
ieren? 

 Falls die Firma nach ei-
nem Gleitzeitreglement 
arbeitet, Kopie des Reg-
lements beilegen 

Aufstellung aller Mitarbei-
tenden mit folgenden An-
gaben: 
Name, Vorname, Geburts-
datum, Ferienanspruch, 
Bruttolohn und Angaben zu 
allfälligen Lohnbestandtei-
len wie 13. Monatslohn, 
Gratifikation, Bonus, Provi-
sion. 
 
Die Coronavirus-
Epidemie: 
Force Majeure-
Klauseln treten in 
Kraft 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
Der Ausbruch der Corona-
virus-Epidemie stellt Un-
ternehmen vor rechtliche 
und wirtschaftliche Heraus-
forderungen. Es sind nicht 
nur internationale Unter-
nehmen von Ausfällen und 
Lieferverzögerungen aller 
Art betroffen, sondern auch 
national operierende Un-
ternehmen.  

«Force Majeure» heisst 
«höhere Gewalt» oder 
«Act of God» und wird als 
unvorhersehbares und un-
gewöhnliches Ereignis ver-
standen, das mit wirt-
schaftlich angemessenen 
Mitteln nicht verhütet oder 
unschädlich gemacht wer-
den kann und mit dem ge-
rade wegen der Selten-
heit nicht gerechnet wer-
den muss. Die Coronavi-
rus-Epidemie ist als Force 
Majeure-Fall einzustufen.  

Internationale Kauf-, Lie-
fer- oder Werkverträge 
enthalten oft Force Ma-
jeure-Klauseln. Sie be-
freien den Lieferanten häu-
fig von seiner Leistungs-
pflicht, ohne dass der Gläu-
biger Schadenersatz for-
dern kann. Je nach Bran-
che und Vertrag kann die 
Klausel einfacher oder 
schwieriger angewendet 
werden. Versicherungsver-
träge enthalten oft Force 
Majeure-Klauseln die auf 
die vertraglichen Verpflich-
tungen gegenüber Kunden  

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
oder Lieferanten angepasst 
sind.  

Fehlt eine entsprechende 
Force Majeure-Klausel, so 
gelten die allgemeinen Be-
stimmungen des Vertrags. 
Das Schweizer Vertrags-
recht sieht bei einer nach 
dem Vertragsschluss ent-
standenen Leistungsun-
möglichkeit vor, dass der 
Schuldner von der Forde-
rung des Gläubigers befreit 
wird. Basis für diese 
Schuldbefreiung ist, dass 
der Schuldner nicht für die 
Unmöglichkeit geradeste-
hen muss, die hier bei Co-
ronavirus-Epidemie erfüllt 
ist. Der freigewordene 
Schuldner haftet nur für die 
bereits erhaltene Leistung 
des Gläubigers wie z.B. Vo-
rauszahlungen, die er zu-
rückfordern kann.  

Führen veränderte Um-
stände nach einem Ver-
tragsabschluss zu einer er-
heblichen Leistungser-
schwerung für den Liefe-
ranten oder zu einer Leis-
tungsentwertung für den 
Gläubiger, so kann die 
Leistung durch eine (rich-
terliche) Vertragsanpas-
sung modifiziert werden. 
Als erhebliche Leistungser-
schwerung können erhöhte 
Desinfektions- und Sicher-
heitsmassnahmen die Kos-
ten für einen Lieferanten so 
erhöhen, dass sie zu den 
ursprünglich vereinbarten  

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Konditionen untragbar 
wäre. 

Das Schweizer Recht geht 
in diesem Fall trotz diesem 
Ungleichgewicht zwischen 
Leistung und Gegenleis-
tung vom Prinzip der Ver-
tragstreue aus. Das bedeu-
tet, dass der Vertrag den 
veränderten Verhältnissen 
anzupassen ist und erfüllt 
werden muss. Sofern die 
spätere Erfüllung dem 
Gläubiger überhaupt noch 
nutzt. 

Es lohnt sich, die einzelnen 
Vertragsklauseln zu prüfen 
um mögliche Ansprüche 
geltend zu machen. Es ist 
empfehlenswert, die Ver-
tragsparteien möglichst 
frühzeitig auf eventuelle 
drohende Leistungsstörun-
gen aufmerksam zu ma-
chen und die höhere Ge-
walt zu erwähnen. Sie kön-
nen alle Parteien sich auf 
das Leistungshindernis ein-
stellen und schadensmin-
dernde Massnahmen ein-
leiten.  
 
Verrechnung der 
Billag-Mehrwert-
steuer ist nicht zu-
lässig 
 
Die Billag hat zu Unrecht 
Mehrwertsteuer auf die Ge-
bühren erhoben. Zwei Ge-
bührenzahler aus dem 
Kanton St. Gallen verrech- 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
neten die Mehrwertsteuer 
und zogen sie vom Betrag 
ab, die ihnen die Billag im 
Folgejahr verrechnete. Die 
Billag akzeptierte dies nicht 
und leitete die Betreibung 
ein. 
Das Bundesverwaltungsge-
richt entschied, dass die 
Verrechnung nicht rech-
tens ist.  
 
Abschreibungen auf 
Forderungen nur im 
gleichen Jahr 
 
Ausserordentliche Ab-
schreibungen auf Forde-
rungen sind steuerlich nur 
in dem Jahr zugelassen, in 
dem der Wertverlust einge-
treten oder ersichtlich war. 
Die Steuerverwaltung 
muss Abschreibungen nicht 
zulassen, wenn sie später 
vorgenommen werden, da 
sie gegen das Periodizitäts-
prinzip verstossen. 
(Quelle: BGE 2C_972/2018 
vom 2.10.2019)  
 
Das Kinder-Überra-
schungs-Ei als 
Mehrwertsteuer-
Lehrstück 
 
Das Kinder-Überra-
schungs-Ei landete beim 
Bundesgericht wegen eines 
falschen Mehrwertsteuer- 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
satzes. 

Ferrero Schweiz AG wählte 
für das Überraschungs-Ei 
den reduzierten Steuer-
satz, da die Oberzolldirek-
tion bei der Einfuhr das Ei 
als Warenkombination de-
klarierte, welches zu mehr 
als 90 Prozent aus Lebens-
mittel besteht. Ferrero ver-
liess sich auf die Einschät-
zung der Zolldirektion und 
fragte nicht bei der Steuer-
verwaltung nach. 

Fünf Jahre später teilte die 
Steuerverwaltung Ferrero 
mit, sie habe zu Unrecht 
nach dem reduzierten 
Mehrwertsteuersatz abge-
rechnet und müsse die Dif-
ferenz zum Normalsteuer-
satz samt Verzugszins 
nachzahlen. 

Das Bundesgericht hatte 
schlussendlich über die 
Schokoladen-Eier Ge-
schichte zu entscheiden. 
Ein Überraschungsei be-
steht aus drei Teilen: der 
Schokolade, dem Spielzeug 
und der Vermittlung eines 
Überraschungseffekts ar-
gumentierte das Gericht. 
Diese Komponenten sind 
untrennbar miteinander 
verbunden. Weil beim Kauf 
eines Eis die Freude am 
Spielzeug und der Überra-
schung im Vordergrund 
steht, gilt auf das Überra-
schungsei der Normalsteu- 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
ersatz von 7.7 Prozent. 

Fazit: Bei Unsicherheiten 
stets Fachpersonen und die 
Steuerverwaltung direkt 
anfragen. (Quelle: BGer 
2A.256/2003 // BGer 
2A.182/2004)  
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